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Inſerate 


Annehmen oder ablehnen? 


Dieſe Frage warf im Jahre 1847 Heinrich 
Simon auf, als der verſtorbene König von Preußen 
ſeinem Lande durch das Patent vom 3. Febr. eine Art 
von Verfaſſung gab, welche jedoch wegen ihres An⸗ 
ſchluſſes an die ſtändiſchen Verhältniſſe, die man als 
veraltet betrachten mußte, den Anforderungen der Zeit 
nicht genügte, und deshalb auch dem Sturmwinde, welcher 
im Frühjahr des Jahres 1848 von Frankreich her wehte, 
nicht Stich halten konnte. Dennoch war jene Frase 
ſehr wohl berechtigt, denn bei allen Mängeln, welche 
jene Verfaſſung vom 3. Febr. 1847 enthielt, konnte 
man ſie doch als einen erſten Schritt betrachten auf der 
Bahn zur vollſtändigen Erfüllung der Wünsche. welche 
das Volk hegte, und warum follte man dieſem erſten 
Schritte nicht beiſtimmen in der Hoffnung, da = recht 
bald weitere Schritte anſchließen würden. = 5 reig⸗ 
niffe des Jahres 1848, welche eine plößliche Men 1 5 
in dem Zuſtande unſeres Staates verurfachten, 1 0 
die Entſcheidung jener Frage verhindert; wir wiſſen I 
nicht, ob jene Recht hatten, welche das Patent vo 
Febr. 1847 als etwas unvollſtändiges, als etwas 115 
Entwikelung hemmendes von der Hand wieſen, oder © 
jene Recht hatten, welche die freudige Zuſtimmung em 
pfahlen, weil ſich daraus ja Beſſeres entwickeln könne. 

In einer ähnlichen Lage befinden wir uns heute 
gegenüber dem Antrage, welchen die Preußiſche Regierung 
in Frankfurt in Bern da die Reform der deutſchen 
Bundesverfaſſung geſtellt hat. , . 
= Seit lan 0 lange überhaupt in dem deutſchen 
Volke der Drang lebendig geworden it, aus dem jetzigen 
Juſtande des deutſchen Bundes, wie er durch den 
wiener Frieden geſchaffen iſt, herauszukemmen, und ein 
ſtaatliches Verhältniß zu ſchaffen, welches die Entwicke⸗ 
lung und Geltendmachung der ganzen Kraft 
Deutſchlands geſtattet, ſeit jener Zeit betrachtet 
man die Zuſammenberufung eines deutſchen 
Parlamentes als das Ziel, welches man erreichen 
müſſe. Dieſes Parlament dachte man ſich als die Slütze 
einer ſtarken Centralgewalt, und man hoffte, daß 


eine ſolche Einrichtung genügen werde, um endlich 
die Einigung der Kräfte Deutſchlands zu vollziehen. 

Im Jahre 1848 glaubte man, das Ziel ſei erreicht. 
Es trat ein deutſches Parlament zuſammen, welches 
lange darüber berieth, in welcher Weiſe künftig das 
einige Deutſchland regiert werden ſolle, aber als die 
Beralhung zu Ende war, da war es auch auf lange, 
lange Zeit vorbei mit der Hoffnung auf ein einiges 
Deutſchland. Das Parlament hakte keine Macht, 
ſeinen Beſchlüſſen Geltung zu verfhaffen; man 
hatte vergeſſen, gleich im erſten Aufſchwung der Be- 
geiſterung dem Parlament eine kräftige Centralgewalt 
für Deutſchland, welche auch den ernſten Willen hatte, 
ſich nach allen Seiten hin die nöthige Autorität zu 
wahren, an die Seite zu ſtellen. 

In einzelnen deutſchen Ländern verſuchte zwar das 
Volk, den Beſchlüſſen ſeiner Vertreter Macht und 
Geltung zu verſchaffen, aber die Uebermacht derer, welche 
nichts von den Beſchlüſſen des erſten deutſchen Par⸗ 
laments wiſſen wollten, warf die Kämpfer für die Reichs⸗ 
verfaſſung zu Boden, und ſeitdem ſchien die Hoffnung 
auf eine baldige Verwirklichung der Beſtrebungen zur 
Herſtellung der deutſchen Einheit geſchwunden. 

Aber wenn der Wunſch nach dem deutſchen Parla- 
ment auch nicht mehr laut und offen zu Tage trat, ſo 
war doch derſelbe keineswegs erloſchen, er blieb lebendig 
in der Bruſt aller guten deutſchen Patrioten und als im 
Jahre 1859 in Preußen eine Aenderung des 
Syſtems eintrat, welche auf günſtigere Anſchauung für 
die deutſche Frage in den herrſchenden Kreiſen hoffen 
ließ, da trat plötzlich in ganz Deutſchland der Wunſch zu 
Tage, der ſeit 10 Jahren nur heimlich ausgeſprochen 
worden war. 

Von einem Ende Deutſchlands zum andern tönte 
der Ruf: Centralgewalt und Parlament, und 
man war darin einig, daß dieſe Centralgewalt nur an 
Preußen, dem mächtigſten rein deutſchen Staate, übertra⸗ 
gen werden könne. ß 3 9 

Seit jener Zeit hat ſich die Situation wieder geän⸗ 
dert. Die preußiſche Regierung hat es nicht 
verſtanden, jene ihr jo günftige Stimmung in 


Deutſchland zu benutzen, und heut, nach fieben 
Jahren, wo die politiſche Richtung, welche die preußische 
Regierung vertritt, die entgegengeſetzte iſt von jener, 
welche im Jahre 1859 das deulſche Volk in Preußen 
als auf ewige Zeiten geſichert glaubte, heut will ein 


großer Theil des deutſchen Volkes nichts mehr von der. 


preußiſchen Führung wiſſen. 

Da tritt mit einem Male Herr v. Bismarck auf, 
und beantragt bei dem Bund die Einberufung 
eines deutſchen Parlaments, welches aus 
direkten Wahlen mit allgemeinem Stimmrecht 
hervorgehen ſoll. Was kann man mehr verlangen? 
Sind hier nicht die kühnſten Forderungen der liberalen 
Partei befriedigt? Darf man auch nur einen Augen⸗ 
blick zaudern, jene Gabe anzunehmen, wenn einem auch 
die Hand mißfällt, welche ſie reicht? Sind nicht die 
einmal geſchaffenen Einrichtungen ewig, während die 
Perſonen vergänglich ſind, und mit ihnen auch die Prin⸗ 
zipien, welche ſie zur Geltung zu bringen ſuchen, ver⸗ 
ſchwinden? Solche Fragen werden gewiß vielfach laut 
werden, und es iſt deßhalb geboten, daß wir unſern 
Leſern mit kurzen Worten klar machen, weßhalb wir 
trotz des Verlockenden, welches in jenem Antrage liegt, 
der Anſicht find, er enthalte nichts, was die libe⸗ 
rale Partei beſtimmen könne, ihn freudig zu 
begrüßen, und für denſelben mit der ganzen 
Begeiſterung der erfüllten Hoffnung einzu⸗ 
treten. 

Wir haben geſehen, daß einem Parlament, wenn 
ſeine Beſchlüſſe von Wirkung ſein ſollen, auch eine 
gewiſſe Macht inne wohnen muß, und deßhalb müſſen 
wir für ein deutſches Parlament, wenn wir Hoffnungen 
auf ſeine Wirkſamkeit ſetzen ſollen, auch Macht fordern, 
und ſeine Machtbefugniß muß genau von vornherein 
beſtimmt ſein, oder es muß in der Lage ſein, ſie ſich ſelber 
zu beſtimmen, damit ſpäter kein Streit erhoben werden 
kann in dieſer Beziehung. Von ſolcher Beſtimmung 
finden wir aber nichts in dem preußiſchen Antrage, es 
iſt nur geſagt, es ſolle ein Parlament zuſammenberufen 
werden, dem ein Verfaſſungsentwurf für Deutſchland 
vorgelegt werden ſoll, über welchen ſich die deutſchen 
Regierungen bis zu dem Zuſammentritt des Parlaments 
verſtändigen ſollen. Das iſt, wie man bei einigem 
Nachdenken ſehen wird, ein ſehr dehnbares Programm. 
Entweder kann der Fall eintreten, daß ſich die deutſchen 
Regierungen nicht über eine Vorlage für das Parlament 
verftändigen, oder die Vorlage kann fo fein, daß fie das 
Parlament für unannehmbar findet. Was dann? Auf dieſe 
Frage bleibt uns der preußiſche Antrag die Antwort ſchuldig. 

Aber vielleicht will Herr v. Bismarck dem deutſchen 
Parlament eine große Machtbefugniß, einen ſehr weſent⸗ 
lichen Einfluß auf die Führung der deutſchen Angelegen⸗ 
heiten geſtatten? Wer das glaubt, dem antworken wir 
nur eins: Er möge auf unſer engeres Vaterland, auf 
Preußen blicken, und er wird gewiß ſehr bald von ſei⸗ 
nem Glauben zurückkommen. 

Ein Parlament ohne Macht, eine Bundesreform, 
deren Grundidee nicht einmal angegeben iſt, das ſind 
keine Vorſchläge, welche darauf Anſpruch machen können, 


den freudigen Beifall der liberalen Partei zu finden, und 
deßhalb iſt nach unſerer Anſicht die Frage ſehr wohl 
gerechtfertigt: Annehmen oder Ablehnen? 


Politiſche Wochenſchau. 

A gehen Die Kriegsfrage ift es noch immer, welche 
die Aufmerkſamkeit vor Allem in Anspruch nimmt. Es find 
in den letzten Tagen verſchiedene zwiſchen Wien und Berlin 
ende le Depeſchen veröffentlicht worden, in welchen die 
eiden Kabinete fi gegenfeitig die Schuld der eingetretenen 
Spannung zuſchreiben. Die letzte öſterreichiſche Oepeſche fol 
in ſehr beſtimmter Weiſe ein Rückgängigmachen der preu⸗ 
ßiſchen Rüſtungen fordern. Nach der Sprache der preußiſchen 
offiziöſen Blätter zu urtheilen, ift die preußiſche Regierung 
nicht geſonnen, darauf einzugehen, und ſcheint ſomit die Ge⸗ 
fahr eines Krieges immer näher zu rücken. Inzwiſchen fährt 
das preußiſche Volk fort, ſich entſchieden gegen den Krieg 
auszuſprechen. In Gladbach, in Vohwinkel, in Reuß, in 
Eſſen, in Inſterburg und in Gumbinnen haben in der 
letzten Woche Verſammlungen ſtattgefunden, welche ſämmtlich 
ſehr zahlreich beſucht waren, und die ſich alle gegen den Krieg 
mit Oeſterreich ausgeſprochen haben. Auch mehrere berliner 
Bezirksvereine haben Reſolutionen in dieſem Sinne ange 
nommen. Auch das Aelteſten⸗Kollegium der berliner Kauf- 
mannſchaft hat einſtimmig beſchloſſen, an den König eine 
Adreſſe zu richten, in welcher es heißt: „es möge Ew. Maj. 
gefallen, die Befürchtungen eines unheilvollen Krieges zu zer⸗ 
a und Ihrem Volke die Sicherheit des Friedens wieder 
zu geben. 

Im 11. d. M. fand in Berlin eine von etwa 3500 
Derfonen beſuchte Verſammlung der Mitglieder und Freunde 
des National. Vereins ftatt, welcher der Abgeordnete v. Henni 
präſidirte. Derſelbe legte nach kurzer Anſprache folgende 
Reſolution zur Annahme vor: 

„Die gefährlichen Verwickelungen, welche Deutſchland in 
einen inneren 1 5 zu ſtürzen drohen, legen mehr als je die 
Unhaltbarkeit der deutſchen Bundesverfaſſung vor den Augen 
Europa's blos. 8 

Die wiederholten, aber fruchtloſen Verſuche der deutſchen 
Regierungen für Bundesreform geben ein weiteres Zeugniß, 
wie dringend geboten im Intereſſe Deutſchlands die 
Beſtrebungen des Nationalvereing find und wie berechtigt 
das Ziel iſt, deſſen Erreichung er ſich zur Aufgabe geſtellt hat. 

Die berliner Mitglieder des National⸗Vereins beharren 
deßhalb auch unter den heutigen ſchwierigen Verhältniſſen 
bei ihrem Programm und ſehen in den drohenden Gefahren 
nur eine Aufforderung zu noch größerer und energiſcherer 
Thätigkeit für die Zwecke des Vereins. 

Im Hinblick auf die gegenwärtigen Wirren ſprechen ſie 
wiederholt ihre Ueberzeugung aus, daß der militäriſche 
und maritime Anſchluß Schleswigs⸗Holſteins als berechtigter 
Anſpruch Preußens feſtzuhalten ſei, daß aber die gewaltſame 
Annexion der Herzogthümer über dieſe in dem deutſchen 
Berufe Preußens begründeten Anſprüche hinausgehen und 
Preußen mit der Verantwortlichkeit für den drohenden Krieg 
und die Einmiſchung fremder Mächte belaſten würde. 

In Bezug auf den gegenwärtigen Antrag Preußens auf 
Bundesreform erklären die berliner Mitglieder des National- 
Vereins, daß eine ſolche nur unter einer Staatsleitung zum 
Ziele geführt werden kann, welche es ſich zur erſten und un⸗ 
erläßlichften Aufgabe ſetzt, das verfaſſungsmäßige Recht des 
eigenen Landes unbeſchränkt in volle Geltung zu ſetzen und 
den Ausbau der verfaſſungsmäßigen Freiheiten zu vollenden, 
weil nur in der Löſung der Volkskraft von den Banden des 
inneren Konfliktes Preußen die Kraft gewinnt, ſeine große 
geſchichtliche Aufgabe, die Einigung Deutſchlands in Macht 


— 


und Freiheit, zur eigenen fuhr und zum Wohle des ge⸗ 
ſammten Vaterlandes durchzuführen.“ . 

Mit warmen Worten vertheidigten die Abgeordnete Fr. 
Duncker und Schulze⸗Delitzſch dieſe Reſolution. Sie 
ſchilderten die Gefahren des Krieges, welcher uns droht, weil 
Preußen ein Prinzip zur Geltung bringen will, welches im 
Widerſpruch ſteht mit der ganzen Entwickelung des preu- 
ßiſchen Staates. Die Redner verweilten auch eingehend 
bei dem Plane des Grafen v. Bismarck auf Einberufung 
eines deutſchen Parlamentes, und zeigten, wie wenig Grund 
man habe, dieſen Antrag Preußens als eine Verwirklichung 
der Hoffnungen zu betrachten, welche die Nationalpartei ſo 
lange gehegt und gepflegt habe. Sollte aber trotzdem das 
Projekt verwirklicht werden, ſo ſei mit Sicherheit anzu⸗ 
nehmen, daß die Vertreter der Nationalpartei in demſelben 
die Mehrheit haben würden, ſo könne man das Schauſpiel 
erleben, daß in dem vom Grafen v. Bismarck einbe⸗ 
rufenen Parlament dieſelben Männer ſäßen, welche noch 
bis heute durch Herrn v. Bismarck als Revolutionäre 
bezeichnet und verfolgt würden. Aber man dürfe nicht ver⸗ 
geſſen, daß der Bundestag, bei welchem dieſer Antrag ein- 
gebracht worden, nicht der Ort ſei, wo ſolche Anträge eine 

ünſtige Aufnahme fänden. Beide Redner wurden bei ihren 
usführungen wiederholt durch den ftürmiſchſten Beifall 
unterbrochen, und es wurde die vorſtehende Reſolution ein- 
immi enommen. Ba 
Rus 7 und 8. d. M. hat ſich der Sechsunddreißiger 
Ausſchuß in Frankfurt verſammelt, um Angeſichts der 
jetzigen Lage der Dinge ſeine Anſicht offen und deutlich aus⸗ 
zuſprechen. Er hat folgende Anſprache an das deutſche 
Volk erlaſſen: . 

1) Drohend ſteht vor Deutſchland die Gefahr eines 
Bürgerkriegs, der Einmiſchung des Auslandes, des Untergangs 
der bürgerlichen Freiheit und des Wohlſtandes. 

2) Das rechtswidrige Verfügen beider deutſcher Groß⸗ 
mächte über die von der däniſchen Herrſchaft befreiten Her⸗ 
zogthümer wie über eine Kriegsbeute, die offenkundigen Pläne 
gewaltſamer Annexion bei der preußiſchen Regierung, die 
Schwäche faſt aller übrigen deutſchen Regierungen, und einer 
Bundesverfaſſung, welche das deutſche Volk von der 
Leitung feiner Geſchicke vollſtändig ausſchließt, führen Ver⸗ 
wirrung und Verderben über Deutſchland herauf. 

3) Der entſchiedenſte den deutſchen Bruderkrieg verdam⸗ 
mende Proteſt ſei die Antwort auf ein jedes friedensſtö⸗ 
rende Beginnen. Schon haben ſich in einzelnen preußiſchen 
und andern Städten laute Stimmen gegen die Gefahren 
einer verderblichen Kabinetspolitif erhoben. Will aber das 
deutſche Volk ſich nicht zum Mitſchuldigen machen an dem 
nationalen Unglück, ſo muß es allerorten ſo vernehmlich und 
kräftig feine Meinung und feinen Willen kundgeben, daß die 
Räthe und auch die Träger der Kronen ſie nicht überhören können. 

4) Eine vollſtändige Umgeſtaltung der deutſchen Ver⸗ 
faſſung iſt nothwendig, wollen wir für die Zukunft den 

ammer und die Gefahren der jetzigen Juſtände beſeitigen, 
jeder Regierung aber, welche, das Recht des eigenen Landes 
nicht achtend, mit Plänen einer Bundesreform hervortritt, 
etwa in der Abſicht, Bundesgenoſſen in einem Bürgerkrieg 
I werben, fehlt mit dem Vertrauen des eigenen und des 
eutſchen Volks die Gewähr für das Gelingen des großen 
nationalen Einigungswerks. 

Frankfurt a. M., 7. April 1866. 

Der Ausſchuß der Versammlung von Mitgliedern deutſcher 
Landesvertretungen. 

„Wie man fagt, iſt ein Schutz- und Trutzbündniß 
zwiſchen Preußen und Italien dem Abſchluß nahe. 
Daſſelbe richtet natürlich feine Spitze gegen Oeſterreich. 


Am 9. April hat bekanntlich Preußen feinen Antrag auf 
Einberufung des deutſchen Parlaments geſtellt, über 
deſſen Werth wir uns in einem beſonderen Artikel aus⸗ 
geſprochen haben. Um aber unfern Leſern die Möglichkeit 
zu geben, ſelbſt zu prüfen und felbft zu urtheilen, laſſen wir 
hier den vollſtändigen preußiſchen Antrag und auszugsweiſe 
auch die Motivirung dieſes Antrages folgen. Der Antrag 
lautet: „Hohe Bundesverſammlung wolle beſchließen: Eine 
aus direkten Volkswahlen und allgemeinem Stimmrecht her⸗ 
vorgehende Verſammlung für einen noch näher zu beſtim⸗ 
menden Tag einzuberufen, um die Vorlagen der deutſchen 
Regierungen über eine Reform der Bundes verfaſſung ent⸗ 
gegenzunehmen und zu berathen; — in der Zwiſchenzeit 
aber, bis zum Zuſammentritt dieſer Verſammlung, durch 
Verſtändigung der Regierungen unter einander, dieſe Vor⸗ 
lagen feſtzuſtellen.“ 

Die Motivirung dieſes Antrages iſt in ihren Grundzügen 
etwa folgende: „Das Bedürfniß einer Bunde sze e 
ſei notoriſch und ſowohl von den Regierungen wie von der 
Nation wiederholt ausgeſprochen worden. Den letzten bedeut⸗ 
ſamen Ausdruck habe es im Fürſtenkongreß gefunden. 
Preußen, welches ſich dieſer Verſammlung fern halten mußte, 
habe ſeinerſeits aus Veranlaſſung des Kongreſſes die 
Grundſätze feftgeftellt, welche allein es als Grundlage der 
Reform für geeignet erachte. Wie damals, ſo haben ſeit jener 
Zeit die Ereigniſſe in noch höherem und dringenderem Umfang 
das Reformbedürfniß dargethan. Der däntfche Krieg habe 
gezeigt, daß ſelbſt in dem denkbar günſtigſten Falle des 
einigen Vorgehens beider Großmächte die Bundes- Inftitu- 
tionen Deutſchland nicht zur Vetheiligung an einer großen 
nationalen Frage gelangen ließen. Insbeſondere ſei es die 
Bundes - Militär » Verfaſſung geweſen, auf deren Reform 
Preußen wiederholt energiſch gedrungen, weil ſie ſich für die 
Sicherheit Deutſchlands ganz unzulänglich erwieſen. Der 
gegenwärtige Konflikt zwiſchen Preußen und Oeſterreich zeige, 
daß der Bund in ſeiner jetzigen Verfaſſung auch nicht den 
inneren Frieden Deutſchlands zu wahren im Stande ſei, da 
die Möglichkeit der Durchführung der Bundesverfaſſungs⸗ 
Beſtimmungen nur unter Vorausſetzung der Einigkeit beider 
Mächte exiſtire. Bisher habe Preußen durch ſtete Nachgiebig⸗ 
keit dieſe Einigkeit Fi erhalten geſucht. In dem gegenwärti⸗ 
gen Zuſtand der mangelnden Uebereinſtimmung habt ſich 
Preußen an die deutſchen Regierungen, indem es Oeſterreichs 
Verfahren veranſchaulichte, mit einer Anfrage über ihre 
Unterſtützungen, im Fall Oeſterreich zum Angriff gegen Preu⸗ 
ßen vorginge, gewendet. Der gleichmäßige Hinweis der deut⸗ 
ſchen Regierungen auf Art. 11 der Bundesakte müſſe Preu- 
ßen überzeugen, daß es in jedem Konflikte auf ſich und ſeine 
Kräfte allein angewieſen fein würde und daß bei dem ſchwer⸗ 
fälligen Formalismus der Bundesverfaſſung eiwaige Hilfe 
immer zu ſpät kommen müſſe. Bei der jetzigen Entwicke⸗ 
lung der Militärmächte müffe dieſes Mißverhältniß für Ver⸗ 
wickelungen mit dem Auslande in erhöhtem Maße gefahr⸗ 
bringend fein. — Aber neben den politiſchen und militäriſchen 
Rückſichten erwarten noch viele andere Bedürfniſſe der deut⸗ 
ſchen Nation die Befriedigung, welche der Bund in ſeiner 
bisherigen Geſtalt nicht gewähre. Wenn nun das Bedürfniß 


Wegen, wie die Reform vorzunehmen. rfahrungs mäßig 
haben einerſeits weder die Verhandlungen zwiſchen den Re⸗ 
gierungen, noch anderſeits die Verhandlungen einer konſtitu⸗ 
irenden Verſammlung für ſich allein ans Ziel geführt. Es 
ſei eben das Zuſammenwirken beider Faktoren, 
welches allein den Erfolg verbürge. Hieraus motivire ſich 
der Vorſchlag zur Einberufung eines Parlaments. Was die 
Modalitäten dabei betreffe, ſo ſei die preußiſche Regierung, 


| einer Reform ſonach augenicheinlic) ſei, jo frage es ſich nach den 


wie von ihr ſchon bei vielfachen Gelegenheiten entwickelt 
worden, der Ueberzeugung, daß die zu berufende Verſamm⸗ 
lung nicht aus Delegationen, ſondern auf Grund allgemeiner 
Wahlen nach Maßgabe der Bevölkerungszahl beſtehen müſſe. 
Inzwiſchen ſei es der Wunſch der königl. Regierung, daß 
ſofort Virhandlungen zwiſchen den Bundesmitgliedern über 
die nothwendigſten Vorlagen eröffnet werden. Indem man 
für dieſe einen beſtimmten Kreis abgrenze, werde die Zeit 
bis zum Zuſammemritt der Verſammlung vollſtändig zu den 
nöthigen Vereinbarungen ausreichen. In der Beſtimmung 
eines feſten Termines zum Zuſammentritt liege aber die Ge⸗ 
währ, daß die Verhandlung ſich nicht wieder in's Ungewiſſe 
verlieren werde.“ 

Man ſieht, die Motivirung iſt ſehr geſchickt, ſie hebt alle 
Mängel des gegenwärtigen Zuſtandes hervor, aber man darf 
nicht vergeſſen, wer es iſt, der das Heilmittel dagegen bietet. 
Ein deutſches Parlament muß Rechte haben, und welches 
find die Rechte, die Herr v. Bismarck demſelben einräumen 
will? Auf jeden Fall aber, dies wollen wir bei all unſeren 
Einwänden gegen den jetzigen Vorſchlag nicht verkennen, iſt da⸗ 
mit eine wichtige Wendung in der Entwicklung der deutſchen 
Srage geſchehen. Das Samenkorn iſt in Erde geſenkt, wir 
denken, die Zeit wird kommen, wo es gute und reichliche 
Früchte trägt. 


Die Bewegung sun ihr endliches Ziel. 


Wir ſchloſſen unſere vorige Betrachtung mit der Be⸗ 
merkung, daß die Geſetzgebung (d. h. die Regierung) auf 
ihrem Wege ſtill ſteht, weil ſie vor den Forderungen der 
Demokratie erſchrickt. 

Was ift Demokratie? Nichts als die letzte For- 
derung der Nichtprivilegirten, ganz und voll den Privilegirten 
gleich zu ſtehen, das iſt eben: keine Privilegien mehr zu 
dulden und zu beſitzen. Die Privilegirten hatten das Recht 
der Steuerbewilligung und Prüfung des Staats⸗ 
haushaltes, die Demokratie will dies Recht für Jeden, 
der Steuern zahlt. Die Privilegirten hatten Schutz und 
gewaltſame Preisbeſtimmung für ihre Arbeitsleiſtung — die 
Demokratie will gleichmäßigen Schutz für jede 
Arbeit, d. h. eben keinen befoudern, nur den, daß man 
jeder Arbeit gewähreu laſſe, damit ſich ihr Preis innerhalb 
des Angebots und der Nachfrage regulire; aus dieſem Grunde 
aber iſt fie Feind jeder polizeilichen Beſchränkung, jeder Zunft, 
jedes Schutzzolles, jeder indirekten Steuer, welche alle ſtörend 
auf das Angebot und die Nachfrage einwirken. Wie aber 
für die Freiheit der Arbeit, ſo tritt ſie auch für die Freiheit 
des Kapitals ein, denn dies iſt ja nichts weiter als eine 
Summe erſparter Arbeit. Auch die Geſetze des Kapitals 
reguliren ſich innerhalb des Angebots und der Nachfrage, 
und kein Finanzmann, kein Soziatift und kein Kommuniſt 


bat noch ohne die empfindlichſten Rückſchläge in dieſelben 


eingegriffen. Sie will und kann deshalb in die Herrſchaft 
des Kapitals nicht anders eingreifen, als durch direkte 
Beſteuerung deſſelben, denn das Kapital iſt es in letzter 
Inſtanz, das den Staat durch ſeine Beweglichkeit erhalten 
muß. 

Somit find wir hier an dem Ziel und der Grenze der 
Bewegung, über welche hinauszugehen gefährlich iſt. Wie⸗ 
derum würde man auf der entgegengeſetzten Seite in das 
Privilegienweſen und in feudale Prinzipien fallen, wollte 
man den Theorien des Sozialismus und des Kommunismus 
huldigen. Ein warnendes Beiſpiel giebt uns hier die Ge⸗ 
ſchichte des Jahres 1848 und 49. Die Unreife der politiſchen 


Bildung ſchoß über ihr Ziel hinaus. Sozialiſten und 
Kommuniſten tauchten auf. Beide Beſtrebungen ſind, wie 
geſagt, gleichfalls feudal, denn wenn der Proletarier 
ein Recht auf Arbeit fordert, fo fordert er damit einen be⸗ 
ſtimmten Preis ſeiner Leiſtung im Voraus, eben ſo gut wie 
der Ritter, der Land und Waſſer mit Pächten und Zinſen be⸗ 
legte, und der Kommuniſt, der den Preis der Arbeit ganz 
und gar negirt, negirt überhaupt die menſchliche Geſellſchaft, 
er gehörte allenfalls in die Mönchsorden des Mittelalters. 
Hiervon ſahen wir namentlich in Frankreich die verderblichſten 
Folgen. Selbſtverſtändlich zog ſich das Kapital aus dem 
Betriebe, deſſen Grundlagen wankend wurden. Der Be⸗ 
ſitzende wurde ein Feind der Bewegung, der Juniaufſtand 
brach aus, er unterlag — und Frankreich ſeufzt noch 
heut unter eiſernen Fauſt des abſoluten Herrſchers, 
den es damals um jeden Preis einſetzte, blos um 
die natürlichen Grundlagen der Geſellſchaft zu retten. 
Dennoch iſt die blinde Furcht vor ſolchen Extravaganzen 
jedesmal das Schlimmſte, nur ſie ſieht das rothe Geſpenſt 
— die Baſſermannſchen Geſtalten, leibhaftig umgehen; der 
wirkliche Eintritt ſolcher Bewegung, die ſo barbariſch wäre 
als die Völkerwanderung, die in das Nömerreich einbrach, 
oder der Zug des Dſchingiskhan, gehört in dieſer Zeit der 
Civiliſation und bei deren Hilfsquellen der Vertheidigung in 
das Reich der Fabel. Der menſchlichen Geſellſchaft liegt die 
Abſicht ſich ſelbſt zu zerſtören, eben fo fern, wie dem geſun⸗ 
den normalen Menſchen der Selbſtmord. Nur der Reſt der 
Privilegirten fabelt von katalinariſchen Exiſtenzen, von Auf⸗ 
löſung und Untergang der menſchlichen Geſellſchaft, weil er 
ſich und feine Privilegien mit jener identiſizirt; überdem iſt 
es immer die Maxime ſolcher Köpfe geweſen, auf die For⸗ 
derungen des Fortſchritts das Anathema der Anarchie zu 
ſchleudern. 

Alſo: Gleiches Recht und gleiche Pflicht — gleiches 
Gewährenlaſſen Jedem, mag er heute Schneider, mor- 
gen Arzt und übermorgen Kaufmann ſein — ſeh' er nur zu, 
wie ihm die Geſellſchaft die Leiſtungen bezahlt. Freie 
ungehinderte Aeußerung der Meinung in Wort und Schrift, 
denn die falſche Meinung trägt ihren Untergang in ſich ſelbſt 
und Alles das, was die Wahrheit fürchtet, fühlt dunkel ſeine 
unberechtigte Exiſtenz. 

Und dann für Alle die freie Wahl, an jedem Orte 
unſeres deutſchen Vaterlandes feine Hütte aufſchlagen zu 
können. Dies führt zur deutſchen Frage, und hier müſſen 
wir für ein einiges großes Deutſchland ſorgen, damit uns 
gleiches Recht und gleiche Pflicht auch gegenuber deu anderen 
europäiſchen Völkern gewährt werde, damit der Deutſche 
nicht ferner, wie es noch heutigen Tages der Fall iſt, im 
Auslande unter den Völkern ſteht, wie der Jude im Mittel⸗ 
alter, geſchlagen und verachtet, gemaßregelt und geduldet, wie 
es dem Uebermüthigen einfällt, der ihn mißhandelt. Zu die⸗ 
fer deutſchen Frage gehört auch der Streit um Schleswig. 
Holſtein, den nur die im Aufſteigen begriffene Bewegung 
endlich zu einem glücklichen Ende führen wird, hierher gehört 
die Frage nach dem deutſchen Parlament in Frankfurt. Wo⸗ 
hin endlich unſer Verfaſſungsſtreit und die Militärfrage 
gehören, bedarf ſchließlich keiner Erörterung. 

Ohne daß man zu roſig und ſanguiniſch die Zeit 
betrachte, die Thatſache iſt da: wir befinden uns dermalen in 
der aufſteigenden Bewegung, jeder Schritt iſt ein Schritt 
zum Siege nud ſelbſt Niederlagen thun dem Fortſchritt keinen 
Abbruch; benutzen wir endlich den entſcheidenden Sieg mit 
Mäßigkeit und Energie, ſo wird der Segen für die kommen⸗ 
den Geſchlechter nicht fehlen. 
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